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Könntedie Fahrtzeitverkür-
zung auf der ausgebauten
Gäubahndadurch erkauft
werden, dass Böblingen vom
Fernverkehr bald abgehängt
wird?Dies befürchten
15Bürgermeister und
Landrat RolandBernhard
in einemoffenenBrief
anBerlin.
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Böblingen
abgehängt?
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lokaljournal

In Aidlingen gibt es jetzt
eine Foodshare-Stelle.
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Zwei Filmemacher porträ-
tieren den Landkreis.
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Wetter

Kindernachrichten b seite 7

Fernsehprogramm b seite 31

Die SG H2Ku Herrenberg
verzichtet auf denmögli-
chen Aufstieg in die
1. Handball-Bundesliga.
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Corona im Kreis Böblingen

Aktuell Infizierte: 165 (zuvor 176)
7-Tages-Inzidenz je 100 000 Einwohner:
35,9 (zuvor 35,64)
Todesfälle: 216 (zuvor 216)
Fälle gesamt: 11374 (zuvor 11355)
(Quelle: Landratsamt; Stand 5.3.2021.
Angaben ohne Gewähr.)

Familien/trauer b seite 32

Börse b seite 10

lokalsport

Willi Zimmermann und
Bernd Hoffmann: Trainer-
Duell und noch viel mehr.
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Mittags 7°
Nachts – 4°
Sonnenschein und
trocken,wenigWolken

Dax Euro Stoxx 50 Euro

.
13920,69 Pkt.
– 135,65Pkt.

.
3669,54 Pkt.
–35,31 Pkt.

.
1,938Dollar
–0,096Cent

Gericht untersagt
Beobachtung 
der AfD
Parteichef Chrupalla spricht von
„Klatsche“ für Verfassungsschutz.

Köln/Berlin. Der Bundesverfassungs-
schutz darf die unter Extremismus-Ver-
dacht stehende AfD vorerst nicht beobach-
ten. Das entschied das Verwaltungsgericht
Köln und gab damit einem Antrag der Partei
statt. Zugleich warf das Gericht dem In-
landsgeheimdienst vor, die mit dem Gericht
vereinbarte Vertraulichkeit des Falles ge-
brochen zu haben. Ein Gerichtssprecher
sagte,dasVerwaltungsgerichthabemiteiner
sogenanntenZwischenentscheidungdieAk-
tivitäten des Verfassungsschutzes verboten,
bis über den Eilantrag der AfD gegen die Be-
obachtung und Einstufung als Verdachtsfall
entschieden werde.

Eine inhaltliche Bewertung der Einstu-
fung als mögliche Gefahr für die verfas-
sungsgemäße Ordnung sei mit der nun ange-
ordneten Aussetzung der Beobachtung nicht
verbunden. Wann über den Eilantrag ent-
schieden wird, blieb zunächst offen. Der
AfD-Vorsitzende Tino Chrupalla äußerte
sich erfreut und sprach von einer „Klatsche“
für den Geheimdienst. (rtr)

Förderung des wissenschaftlichen Fort-
schritts sowie Effizienzsteigerungen der
Verwaltung für wichtiger als Frauen.

Für ihr Krisenmanagement in der Pande-
mie erhält die Landesregierung von 54 Pro-
zent der Befragten eine gute oder sogar sehr
gute Note. 37 Prozent äußern sich kritisch.
Allerdings hat die Mehrheit gleichzeitig den
Eindruck, dass die Effizienz von Staat und
Verwaltung zu wünschen übrig lässt.

32 Prozent der Befragten bewerten die
Politik von Grün-Schwarz als erfolgreich,26
Prozent als nicht erfolgreich. 72 Prozent ha-
ben von Ministerpräsident Winfried Kret-
schmann eine „gute Meinung“, 28 Prozent
sehen ihn kritisch.Seine CDU-Herausforde-
rin, Kultusministerin Susanne Eisenmann,
wirdvon32Prozentderjenigen,denensieein
Begriff ist, positiv bewertet, von gut zwei
Dritteln kritisch. Die Umfrage unter mehr
als tausend Menschen fand vom 19. bis 26.
Februar online statt.

Laut Umfrage der Forschungsgruppe Wah-
len fürs ZDF legen die Grünen im Land um
einen Punkt auf 35 Prozent der Stimmen zu.
Die CDU kommt auf 24 Prozent (-4), die AfD
liegtunverändertbeielf,dieSPDbeizehnPro-
zent.DieFDPklettertaufzehnProzent (+1).

b leitartikel 

stuttgart. Der Mangel an preiswerten
Wohnungen brennt den Bürgern fast ebenso
stark auf den Nägeln wie der Kampf gegen
die Coronapandemie. Dies ist ein Ergebnis
des BaWü-Check, einer gemeinsamen Um-
frage der baden-württembergischen Tages-
zeitungen, die vom Institut für Demoskopie
Allensbach (IfD) umgesetzt wurde. 66 Pro-
zent der mehr als tausend Befragten zählen
demnach den Einsatz für ausreichend be-
zahlbaren Wohnraum zu den „wichtigsten
Aufgaben, um Baden-Württemberg eine gu-
te Zukunft zu sichern“. Die Abwehr von Co-
rona nennen 67 Prozent.

Für Frauen spielt das Wohnungsthema
eine sogar noch größere Rolle: 72 Prozent
zählen es zu ihren wichtigsten Anliegen, bei
MännernbeträgtderWert60Prozent.Ähnli-
che Unterschiede zwischen den Geschlech-
tern zeigen sich beim Stellenwert einer ver-
lässlichen Kinderbetreuung: Für 40 Prozent
der Frauen ist sie Teil der wichtigsten politi-
schen Agenda, Männer nennen sie nur zu 35
Prozent.Männer halten die flächendeckende
Versorgung mit schnellem Internet, gute
Standortbedingungen für Unternehmen,die
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur, die

Wohnungsnot im Südwesten 
macht Bürgern zu schaffen
BaWü-Check der baden-württembergischen Zeitungen: Die Pandemie ist das wichtigste Anliegen,
doch danach kommt gleich bezahlbarerWohnraum. Grün-schwarze Bilanz fällt durchwachsen aus.

Von Arnold Rieger

Prozent
der befragten Frauen halten verlässli-
che Kinderbetreuung für ein zentrales
politisches Thema, bei Männern ist

dies bei 35 Prozent der Fall.

40

Drittel der Befragten
sehen Probleme beimDigitalunter-
richt, 65 Prozent kritisieren die Orga-
nisation der Impftermine, 45 Prozent
die Erreichbarkeit von Behörden.
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Neustart
Daimler ist voll auf Elektrokurs und
rüstet nun sein Stammwerk um.

Kommentar

Der Kampf um einige Flächen im Daim-
ler-Stammwerk Untertürkheim steht für
die großen Fragen der Autoindustrie:
Baut man weiter Kurbelwellen oder er-
richtet man einen nagelneuen Campus für
die E-Mobilität? Der Konzern hat sich
entschieden: Er will Platz für das E-Auto
schaffen – auch im übertragenen Sinne.
Die Forderung steht geradezu symbolhaft
für den Weg,auf den Ola Källenius den
Konzern systematisch ausrichtet.

Die nun erzielte Einigung zeugt davon,
dass die Betriebsparteien bei Daimler
zwar immer wieder aufeinander losgehen,
trotz hochkochender Emotionen aber zu
vernunftgesteuerten Lösungen finden.
Das Werk Untertürkheim,in dem sich der
Wandel der Branche bündelt wie unter
einem Brennglas,wird künftig die Ent-
wicklung der Elektromobilität anführen –
eine wichtige Weichenstellung und ein
regelrechter Neustart.Der Verbrenner
dagegen wird nicht nur in der Strategie
zum Auslaufmodell, sondern auch dort,
wo sich die großen Wellen brechen – in der
Produktion vor Ort.

Der Betriebsrat hat dem Konzern abge-
trotzt,am E-Auto viel stärker beteiligt zu
werden als bisher angeboten.Das hilft,
um einen harten Schnitt zu vermeiden
und vor allem jüngeren Menschen den
Umstieg in eine Technologie zu ermögli-
chen,deren Bedeutung steigen wird,auch
wenn niemand wissen kann,was sich am
Ende durchsetzt.Hat Källenius Erfolg,
kommt dies dem Stammwerk nun viel
stärker zugute als geplant – bleibt der
Erfolg aus,gilt umgekehrt das Gleiche.
Källenius setzt alles auf die E-Karte,und
kein anderes Werk ist von seinem Erfolg
künftig so abhängig wie das Stammwerk
mit seinen rund 18 000 Mitarbeitern.

klaus.koester@stuttgarter-nachrichten.de

Von Klaus Köster

Papst fordert im Irak 
Schutz für Christen ein
Bagdad. Mit einem historischen Besuch im
Irak hat Papst Franziskus langjährige Hoff-
nungen der leidgeprüften Christen des Lan-
des erfüllt. Zum Auftakt seiner viertägigen
Reise rief der 84-Jährige Iraks Führung am
Freitag auf,allen religiösen Gruppen Rechte
und Schutz zu gewähren. Es ist der erste Be-
such eines Oberhaupts der katholischen Kir-
che im Irak. Im Vorfeld hatte es auch Kritik
gegeben, weil der Papst das Land inmitten
der Coronapandemie bereist.

Franziskus erklärte bei einem Empfang
mit Staatschef Barham Salih im Präsiden-
tenpalast,es seivonentscheidenderNotwen-
digkeit,alle politischen,sozialen und religiö-
sen Gruppen zu beteiligen und die Grund-
rechte aller Bürger zu garantieren. Zugleich
forderte ein Ende der Gewalt. (dpa)

80 Millionen Euro 
für EnBW wegen 
Atom-Ausstiegs
Die Bundesregierung einigt sichmit
Konzernen aufMilliardensumme.

Berlin/Karlsruhe. Die Bundesregierung
hat sich nach jahrelangem Rechtsstreit mit
den Energiekonzernen auf eine Entschädi-
gungssumme für den beschleunigten Atom-
ausstieg geeinigt. Der Karlsruher Energie-
konzern EnBW beispielsweise soll rund 80
MillionenEurobekommen.WieauseinerEr-
klärung der Bundesministerien für Umwelt,
Finanzen und Wirtschaft hervorgeht, sollen
die Konzerne RWE, Vattenfall, Eon/Preus-
senElektra und EnBW zusammen 2,43 Mil-
liarden Euro Ausgleich für entgangene Ge-
winne und umsonst getätigte Investitionen
erhalten.

Wie der Chef der EnBW-Kraftwerksparte,
Jörg Michels, sagte, müssten die Konzern-
gremien der Einigung noch zustimmen. Zu-
dem sei noch eine Gesetzesänderung nötig.
Der Anspruch auf Entschädigung war den
Konzernen durch den überraschenden Aus-
stieg Deutschlands aus der Atomenergie im
Jahr 2011 nach dem Reaktorunglück von Fu-
kushima entstanden. (dpa/StN)

Betriebsrat redet nicht über Abbauzahlen“,
sagte der Betriebsratschef in Untertürkheim
Michael Häberle.

Die nun getroffene Vereinbarung sieht
neue Personalmaßnahmen vor: In der Pro-
duktion und in den produktionsnahen Berei-
chen wird es die Möglichkeit freiwilliger Ab-
findungen geben.Ein freiwilliger Wechsel an
andere Standorte in der Region – Sindelfin-
gen und Rastatt – ist möglich. Niemand kön-
ne dazu gezwungen werden, betont Häberle.
Und in Absprache mit dem Betriebsrat hat
der Konzern die Möglichkeit, Mitarbeiter
„temporär auf nicht gleichwertige Arbeits-
plätze zu versetzen“ – bei unveränderter
Entgeltfortzahlung.

Unternehmen und Betriebsrat hatten mo-
natelang über die Zukunft des traditionsrei-
chen Standorts gestritten. 1904 war das
Werk dort eröffnet worden. Untertürkheim
ist das Leitwerk für Antriebstechnik im Pro-
duktionsnetz von Mercedes-Benz. Rund
18 000 Menschen arbeiten dort.

b Kommentar

Daimler: Stammwerk 
wird zu Elektrocampus
Der Umbau des Standorts Untertürkheim kostet Jobs.

stuttgart. Der Streit über die künftige
Ausrichtung des Daimler-Stammwerks in
Stuttgart-Untertürkheim ist beigelegt. Für
mehr als 400 Millionen Euro soll der Stand-
ort zu einem Campus für Elektromobilität
umgebaut werden. In dem Werk dort sollen
künftigElektromotoren,Batterienundkom-
plette Antriebssysteme entwickelt und ge-
baut werden, und zwar in deutlich größerem
Umfang als bisher geplant, teilte der Auto-
bauer mit. Der Standort spielt damit in den
Planungen des Konzerns, der den Bau von
Elektrofahrzeugen in den kommenden Jah-
ren massiv vorantreiben will, eine zentrale
Rolle.

Daimler will dort künftig zudem auch
selbst – zumindest in kleiner Serie – Batte-
riezellen fertigen. Im Gegenzug fällt Pro-
duktionsvolumen im Bereich der Verbren-
nungsmotoren weg. In Summe wird das am
Ende auch Arbeitsplätze kosten – eine Zahl
nannte der Konzern allerdings nicht. „Der

Von Andreas Schröder
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